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Dienstunfall Bundeseisenbahnvermögen 
 
Die durch Dienstunfall verletzten Beamten des Bundeseisenbahnvermögens haben 
gemäß §§ 30 und 33 des Beamtenversorgungsgesetzes in Verbindung mit den §§ 1 
und 3 der "Verordnung zur Durchführung des § 33 des Beamtenversorgungs-
gesetzes (Heilverfahrensverordnung – HeilvfV)" vom 25. April 1979 (Bundesgesetzbl. 
I Seite 502) – Wortlaut siehe Anlage A - Anspruch auf Erstattung der notwendigen 
und angemessenen Kosten der Heilbehandlung. 
 
Zur Durchführung dieser gesetzlichen Vorschrift wird 
 

zwischen 
 

dem Präsidenten des Bundeseisenbahnvermögens  
 

und 
 

der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
 
folgender Vertrag geschlossen: 
 
 

§ 1 

(1) Im Bereich des Bundeseisenbahnvermögens entscheidet die Dienststelle Berlin 
des BEV über die Anerkennung eines Unfalles oder einer Krankheit als Dienst-
unfall. Nach Maßgabe des Anerkennungsbescheides erstatten sie die notwen-
digen und angemessenen Kosten der Behandlung jener Gesundheitsschäden, 
die die Folge eines Dienstunfalles oder einer als Dienstunfall geltenden Krank-
heit sind. 

(2) Die Dienststelle Berlin des BEV teilt die Anerkennung eines Unfalles oder einer 
Krankheit als Dienstunfall unverzüglich dem behandelnden Arzt mit. Die Mittei-
lung muß auch den Zeitpunkt enthalten, von dem an die Kosten für ärztliche 
Leistungen erstattet werden. 

§ 2 

(1) Zur Behandlung und Begutachtung der durch Dienstunfall verletzten Beamten 
des BEV sind - von Notfällen und Sonderfällen abgesehen - die niedergelasse-
nen Ärzte berechtigt, die Mitglieder der Kassenärztlichen Vereinigungen sind 
oder diesen Vertrag als für sich verbindlich anerkennen. 

(2) Die Kassenärztlichen Vereinigungen stellen der Dienststelle Berlin des BEV auf 
Antrag Verzeichnisse der am Vertrag beteiligten Ärzte zur Verfügung. 
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Dienstunfall Bundeseisenbahnvermögen 
 

§ 3 
(1) Für die Vergütung aller notwendigen ärztlichen Leistungen im Rahmen der 

Heilbehandlung gelten die Bestimmungen der als Anlage B zu diesem Vertrag 
abgeschlossenen Honorarvereinbarung, die einen Bestandteil dieses Vertrages 
bildet. 

(2) Die Ärzte oder die von ihnen beauftragten Verrechnungsstellen übersenden die 
Rechnungen über die Kosten der Heilbehandlung unmittelbar der Dienststelle 
Berlin des BEV *). Aus den Rechnungen müssen neben dem Befund der Tag 
der Behandlung, die Art der Verrichtung (Nummer der GOÄ) und der Gesamt-
betrag zu ersehen sein. 

(3) Die Dienststelle Berlin des BEV überweist den angeforderten Rechnungsbetrag 
unmittelbar an den Arzt oder an die von dem Arzt beauftragte Verrechnungs-
stelle. 

§ 4 

(1) Zur Durchführung dieses Vertrages und zur Beilegung von Meinungsverschie-
denheiten aus dem Vertrag wird eine Arbeitsgemeinschaft gebildet, die aus je 
drei Vertretern beider Vertragspartner besteht. 

(2) Die Arbeitsgemeinschaft tritt auf Antrag eines Vertragspartners zusammen. 

§ 5 

Dieser Vertrag tritt am 1. Juli 1984 in Kraft. Er ist mit einer Frist von drei Monaten 
zum Ende eines Kalenderhalbjahres kündbar, frühestens zum 31. Dezember 1985. 
Die Anlage B - Honorarvereinbarung - kann gesondert gekündigt werden, und zwar 
mit einer Frist von sechs Wochen zum Ende eines Kalendervierteljahres. 
Frankfurt / Köln, den 21. Mai 1984 
Bundeseisenbahnvermögen   Kassenärztliche Bundesvereinigung 

Der Präsident 
 
 
 

                                            
*) Dienststelle BEV-Berlin, Hallesches Ufer 74/76, 10963 Berlin 
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Dienstunfall Bundeseisenbahnvermögen 
 

Anlage A 

Auszug aus dem Beamtenversorgungsgesetz (BeamtVG) 
in der Fassung vom 16. 03.1999 (Bundesgesetzblatt I S. 322) 

 

§ 30 
(1) Wird ein Beamter durch einen Dienstunfall verletzt, so wird ihm und seinen Hin-

terbliebenen Unfallfürsorge gewährt. 
(2) Die Unfallfürsorge umfasst 

... 
2. Heilverfahren (§§ 33, 34), 
… 

§ 33 
(1) Das Heilverfahren umfasst 

1. die notwendige ärztliche Behandlung, 
2. die notwendige Versorgung mit Arznei- und anderen Heilmitteln, Ausstat-

tung mit Körperersatzstücken, orthopädischen und anderen Hilfsmitteln, 
die den Erfolg der Heilbehandlung sichern oder die Unfallfolgen erleichtern 
sollen, 

3. die notwendige Pflege (§ 34). 
(2) An Stelle der ärztlichen Behandlung sowie der Versorgung mit Arznei- und an-

deren Heilmitteln kann Krankenhausbehandlung oder Heilanstaltspflege ge-
währt werden ... 

(3) Der Verletzte ist verpflichtet, sich einer ärztlichen Behandlung zu unterziehen, 
es sei denn, dass sie mit einer erheblichen Gefahr für Leben oder Gesundheit 
des Verletzten verbunden ist. Das gleiche gilt für eine Operation dann, wenn sie 
keinen erheblichen Eingriff in die körperliche Unversehrtheit bedeutet. 

(4) ... 
(5) Die Durchführung regelt die Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit Zu-

stimmung des Bundesrates. 
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Dienstunfall Bundeseisenbahnvermögen 
 

Auszug aus der Verordnung zur Durchführung des § 33 
des Beamtenversorgungsgesetzes - (Heilverfahrensverordnung - 

HeilverfV) 
vom 25.4.1979 

(Bundesgesetzbl. I S. 502) 
 

§ 1 
(1) Der Anspruch eines durch Dienstunfall Verletzten auf ein Heilverfahren wird 

dadurch erfüllt, dass ihm die notwendigen und angemessenen Kosten erstattet 
werden, soweit die Dienstbehörde das Heilverfahren nicht selbst durchführt o-
der durchführen lässt. 

(2) Beamtenrechtliche Vorschriften über die Gewährung von Heilfürsorge bleiben 
unberührt, soweit diese Verordnung nicht umfassendere Leistungen vorsieht. 

§ 3 
(1) Kosten werden erstattet für 

a. Untersuchung, Beratung, Verrichtung, Behandlung, Beobachtung, Begut-
achtung und andere Maßnahmen der Heilbehandlung, die vom Arzt oder 
Zahnarzt vorgenommen oder schriftlich angeordnet sind, 

b. die bei den Maßnahmen nach Buchstabe a) verbrauchten und die auf 
schriftliche ärztliche oder zahnärztliche Verordnung beschafften Arznei- 
und anderen Heilmittel, Stärkungsmittel, Verbandmittel, Artikel zur Kran-
kenpflege und ähnliche Mittel der Heilbehandlung, 

c. die vom Arzt oder Zahnarzt schriftlich verordnete besondere Kost, soweit 
sie die Aufwendungen für Normalkost übersteigen. 

(2) Kosten nach Absatz 1 für die Inanspruchnahme von Personen, die nach § 19 
des Gesetzes über die Ausübung der Zahnheilkunde in der im Bundesgesetz-
blatt, Teil III, Gliederungsnummer 2123-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch § 2 der Verordnung vom 27. September 1977 (BGBI. I S. 
1869), zur Ausübung der Zahnheilkunde berechtigt sind, oder von Personen, 
die nach dem Heilpraktikergesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 2122-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, geändert durch Ar-
tikel 53 des Gesetzes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469), zur Ausübung der 
Heilkunde berechtigt sind, zu erstatten. 

(3) Die Kosten für eine Untersuchung, Beobachtung und Begutachtung im unmit-
telbaren Anschluß an den Dienstunfall werden auch dann erstattet, wenn diese 
Maßnahmen nur der Feststellung dienten, ob Unfallfolgen eingetreten sind. 

 
Die Dienstbehörde kann bei Zweifel über die Notwendigkeit einer Maßnahme im 
Sinne des Absatzes 1 das Gutachten eines der in § 15 bezeichneten Ärzte ein-
holen.  

 6



Dienstunfall Bundeseisenbahnvermögen 
 

Anlage B 
Honorarvereinbarung 

(Gültig ab 1. Januar 2006) 
I. Für die Vergütung der ärztlichen Leistungen sind die Vorschriften der Gebüh-

renordnung für Ärzte (GOÄ) vom 12. November 1982, zuletzt geändert durch 
die Vierte Änderungsverordnung vom 18. Dezember 1995, maßgebend, soweit 
in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist. 

II. Die nach dem Gebührenverzeichnis der GOÄ erbrachten ärztlichen Leistungen 
- mit Ausnahme der Leistungen der Abschnitte A, E, M und O und der Leistung 
nach Nr. 437 – werden als Einzelleistungen mit dem 1,85fachen des Gebühren-
satzes unter Zugrundelegung eines Punktwertes von 5,82873 Cent vergütet.  

Leistungen der Abschnitte A, E und O werden mit dem 1,8fachen des Gebüh-
rensatzes, Leistungen des Abschnittes M sowie die Leistung nach Nr. 437 wer-
den als Einzelleistungen mit dem 1,15fachen des Gebührensatzes unter 
Zugrundelegung eines Punktwertes von 5,82873 Cent vergütet. 

Auf Leistungen, die nach den Bestimmungen der GOÄ nur mit dem einfachen 
Gebührensatz berechnungsfähig sind, sind die vereinbarten Multiplikatoren 
nicht anzuwenden 

III. Besondere Gebühren gelten in folgenden Fällen: 

1. Arztzeugnis über Dienstunfähigkeit nach vereinbartem Vordruck 5,50 € 

2. Kurzer Befundbericht nach Vordruck 9,40 € 

3. Krankheitsbericht 22,30 € 

4. Neurologischer Befundbericht 30,30 € 

5. Gutachten zur Feststellung der Unfallfolgen 65,20 € 

6. Gutachten zur Nachprüfung der Unfallfolgen 57,00 € 

7. Auf Verlangen frei erstattete Gutachten 47,20 € 

 bis 152,40 € 

8. Eingehend begründete wissenschaftliche Gutachten 99,50 € 

 bis 312,80 € 

9. Schreibgebühren bei Berichten und Gutachten 

a) je angefangene DIN-A4-Seite 3,50 € 

b) je Kopie 0,17 € 
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Dienstunfall Bundeseisenbahnvermögen 
 

Erläuterungen 

Zu Ziffern 1 bis 8: 
Die Frist für Auskünfte und Berichte soll nicht länger als acht Tage, für Gutachten 
nicht länger als drei Wochen beantragen. 
Unvollständige Auskünfte, Berichte und Gutachten sind kostenlos zu ergänzen. 
Der Anforderung von Auskünften, Berichten und Gutachten werden Freiumschläge 
für die Rücksendung beigelegt. In allen übrigen Fällen werden die Portokosten erstat-
tet. 

Zu Ziffern 7 und 8:  
Innerhalb der festgesetzten Grenzen ist die Gebühr nach den besonderen Umstän-
den des Einzelfalles zu bemessen. 

Zu Ziffer 8: 
Unter eingehend begründeten wissenschaftlichen Gutachten sind ausführliche Gut-
achten zu verstehen, die durch wissenschaftliche Äußerungen gestützt sind und die 
wissenschaftlichen Erwägungen erläutern. 
IV. Zur Ausführung von Röntgenleistungen und zur Anwendung radioaktiver Sub-

stanzen sind nur Ärzte berechtigt, die eine genügende Ausbildung und die Ver-
wendung einer ausreichenden Apparatur nachweisen können. Die Erlaubnis, 
solche Verrichtungen bei Mitgliedern gesetzlicher Krankenkassen vorzuneh-
men, gilt als Nachweis. 

V. Die Gebühren in den Ziffern I und II gelten bei Bundesbahnbeamten der Besol-
dungsgruppen A 1 bis A 8 als Höchstsätze; bei den Bundesbahnbeamten der 
Besoldungsgruppen A 9 und höher bemessen sich die Gebühren im Rahmen 
der Gebührenordnung nach den Grundsätzen der Privatpraxis. 
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